
Bericht des Vorstands gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG i. V. m. § 186 Abs. 4 Satz 2 
AktG zu Tagesordnungspunkt 10 (Beschlussfassung über die Aufhebung der von der 
Hauptversammlung am 25. Mai 2022 beschlossenen Ermächtigung zum Erwerb und zur 
Verwendung eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG und über die Erteilung einer 
neuen Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien gemäß § 71 
Abs. 1 Nr. 8 AktG sowie zum Ausschluss des Bezugsrechts und eines etwaigen 
Andienungsrechts)

Der Vorstand erstattet über die Ermächtigungen zum Ausschluss des Bezugsrechts bzw. eines 
etwaigen Andienungsrechts (umgekehrtes Bezugsrecht) der Aktionäre im Rahmen der unter 
Punkt 10 der Tagesordnung vorgeschlagenen Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung 
eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG diesen schriftlichen Bericht:

§71 Abs. 1 Nr. 8 AktG bietet Aktiengesellschaften die Möglichkeit, aufgrund einer 
Ermächtigung der Hauptversammlung eigene Aktien bis zu insgesamt 10% ihres 
Grundkapitals zu erwerben. Tagesordnungspunkt 10 enthält unter Ziffer 2 den Vorschlag, eine 
entsprechende Ermächtigung zu erteilen. Damit soll die Gesellschaft in die Lage versetzt 
werden, eigene Aktien bis zu einer Höhe von insgesamt 10 % des derzeitigen Grundkapitals 
der Gesellschaft von EUR 490.311.035,60 oder - wenn das Grundkapital dann niedriger ist - 
des Grundkapitals im Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung erwerben zu können. Die 
vorgeschlagene Ermächtigung hat eine Laufzeit von fünf Jahren und endet am 24. Mai 2027. 
Sie ersetzt die durch die Hauptversammlung vom 25. Juni 2020 unter Punkt 6 der 
Tagesordnung beschlossene Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien 
gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG.

Ferner soll auch zu Punkt 10 der Tagesordnung dem Umstand Rechnung getragen werden, 
dass der Gesetzgeber durch das Zukunftsfinanzierungsgesetz vom 11. Dezember 2023 unter 
anderem vorgesehen hat, dass der so genannte "vereinfachte" Bezugsrechtsausschluss in 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG nicht mehr wie bislang in Höhe von 10 %, sondern nunmehr in Höhe 
von 20 % des Grundkapitals möglich ist. Das gilt über § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG auch für 
den Bezugsrechtsausschluss im Rahmen der Verwendung eigener Aktien, die aufgrund einer 
Ermächtigung gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erworben worden sind.

Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht in Buchstabe a) vor, dass der Erwerb nicht nur über 
die Börse, sondern auch mittels eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots 
(„Kaufangebot“) bzw. mittels einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur 
Abgabe von Verkaufsangeboten („Angebotsaufforderung“) erfolgen kann. Dadurch wird der 
Gesellschaft bei der Durchführung eines Erwerbs eigener Aktien größere Flexibilität gewährt. 
Der Gleichbehandlungsgrundsatz (§ 53a AktG) ist zu beachten. Übersteigt bei einem 
Kaufangebot oder einer Angebotsaufforderung das Volumen der Aktien, für die das 
Kaufangebot angenommen wird bzw. bei einer Angebotsaufforderung Verkaufsangebote 
abgegeben werden, das vorgesehene Rückkaufvolumen („Überzeichnung“), erfolgt der 
Erwerb nach dem Verhältnis der Anzahl der Aktien, für welche das Kaufangebot bzw. die 
Angebotsaufforderung nach dem vorgesehenen Rückkaufvolumen maximal gilt, zu der 
Gesamtzahl der Aktien, für welche die Aktionäre das Kaufangebot insgesamt angenommen 
bzw. bei einer Angebotsaufforderung insgesamt Verkaufsangebote abgegeben haben. Im Fall 
einer Überzeichnung ist der Vorstand gemäß Buchstabe a) bb) des Beschlussvorschlags 
ermächtigt, ein etwaiges Andienungsrecht (umgekehrtes Bezugsrecht) der Aktionäre mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats wie folgt auszuschließen: Es kann ein bevorrechtigter Erwerb 
bzw. eine bevorrechtigte Annahme geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück Aktien je Aktionär, 
für die das Kaufangebot angenommen wird bzw. bei einer Angebotsaufforderung 



Kaufangebote abgegeben werden, vorgesehen werden. Ferner kann eine Rundung nach 
kaufmännischen Grundsätzen vorgenommen werden. Diese Maßnahmen dienen der 
Sicherstellung, dass der Erwerb im Wege eines Kaufangebots oder einer 
Angebotsaufforderung technisch umgesetzt werden und die Umsetzung ohne Zuteilung einer 
geringfügigen Anzahl an Aktien erfolgen kann. Der Vorstand hält daher einen hierin liegenden 
Ausschluss eines etwaigen Andienungsrechts (umgekehrtes Bezugsrecht) der Aktionäre für 
sachlich gerechtfertigt.

Das Aktiengesetz sieht für die Wiederveräußerung erworbener eigener Aktien den Verkauf 
über die Börse vor. Darüber hinaus enthält der Beschlussvorschlag in Buchstabe b) 
Ermächtigungen zu weiteren Verwendungsmöglichkeiten eigener Aktien. Bei der Ausnutzung 
der Ermächtigungen ist der Gleichbehandlungsgrundsatz (§ 53a AktG) zu beachten.

Neben dem Verkauf der Aktien über die Börse regelt der Beschlussvorschlag in 
Buchstabe b) hh) die Ermächtigung des Vorstands, eigene Aktien ohne weiteren 
Hauptversammlungsbeschluss einzuziehen. In Übereinstimmung mit § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG 
kann die Einziehung dabei auch in der Weise erfolgen, dass nicht das Grundkapital 
herabgesetzt wird, sondern das Grundkapital unverändert bleibt und der anteilige Betrag der 
übrigen Aktien entsprechend erhöht wird. Der Vorstand ist in diesem Fall berechtigt, die 
Angabe der Zahl der Aktien in der Satzung entsprechend anzupassen.

Darüber hinaus sieht der Beschlussvorschlag in Buchstabe b) die folgenden 
Verwendungsmöglichkeiten vor, in denen das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen 
werden kann oder ausgeschlossen ist:

— Der Verkauf der eigenen Aktien kann gemäß Buchstabe b) aa) des 
Beschlussvorschlags im Wege eines Angebots an alle Aktionäre erfolgen. Dabei steht 
den Aktionären ein Bezugsrecht zu. Die Ermächtigung sieht jedoch in Buchstabe c) die 
Möglichkeit vor, das Bezugsrecht für Spitzenbeträge auszuschließen. Das ermöglicht 
die Ausnutzung der vorgeschlagenen Ermächtigung durch runde Beträge und 
erleichtert dadurch die Abwicklung des Bezugsrechts der Aktionäre im Rahmen eines 
an alle Aktionäre gerichteten Angebots. Die als freie Spitzen vom Bezug der Aktionäre 
ausgeschlossenen Aktien werden entweder durch Verkauf an der Börse oder in 
sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet.

— Ferner soll der Verkauf unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre gemäß 
Buchstabe b) bb) der Ermächtigung möglich sein, wenn die Veräußerung gegen 
Barzahlung und zu einem Preis erfolgt, der den Börsenpreis der Aktien gleicher 
Gattung zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Als Zeitpunkt 
der Veräußerung gilt der Zeitpunkt der Eingehung der Übertragungsverpflichtung, auch 
wenn diese noch bedingt sein sollte, oder der Zeitpunkt der Übertragung selbst, wenn 
dieser keine gesonderte Verpflichtung vorausgeht oder wenn der Zeitpunkt der 
Übertragung in der Verpflichtungsvereinbarung als maßgeblich bestimmt wird. Die 
endgültige Festlegung des Veräußerungspreises für die eigenen Aktien erfolgt nach 
dieser Maßgabe zeitnah vor der Veräußerung der Aktien. Hierdurch erhält die 
Gesellschaft die Möglichkeit, günstige Marktsituationen sehr kurzfristig und schnell zu 
nutzen und durch eine marktnahe Festsetzung der Konditionen bessere - auch der 
Stärkung der Eigenmittel auf Ebene der Gesellschaft und/oder auf Gruppenebene 
und/oder auf Ebene eines Finanzkonglomerats dienliche - Bedingungen zu erreichen. 
Eine marktnahe Konditionenfestsetzung und reibungslose Platzierung wären bei 
Wahrung des Bezugsrechts nicht möglich. Auch ist bei Bestehen eines Bezugsrechts 



wegen der Ungewissheit über dessen Ausübung die erfolgreiche Platzierung bei Dritten 
gefährdet bzw. mit zusätzlichen Aufwendungen verbunden. Darüber hinaus kann die 
Gesellschaft bei Einräumung eines Bezugsrechts wegen der Länge der Bezugsfrist 
nicht kurzfristig auf günstige bzw. ungünstige Marktverhältnisse reagieren, sondern ist 
rückläufigen Aktienkursen während der Bezugsfrist ausgesetzt, die zu einer für die 
Gesellschaft ungünstigen Eigenkapital- bzw. Eigenmittelbeschaffung führen können. 
Die Möglichkeit zur kurzfristigen Verwendung eigener Aktien kann zudem unter dem 
Gesichtspunkt der aufsichtsrechtlichen Eigenmittelausstattung auf Ebene der 
Gesellschaft und/oder auf Gruppenebene und/oder auf Ebene des 
Finanzkonglomerats sowie mit Blick auf die Liquiditätsausstattung von Vorteil sein.

Der Gegenwert, den die Gesellschaft für die Aktien erhält, darf den Börsenpreis der 
Aktien nicht wesentlich unterschreiten. Börsenpreis in diesem Sinne ist gemäß § 24 
Börsengesetz der an einer Börse, einschließlich der im Freiverkehr an einer 
Wertpapierbörse, festgestellte Preis. Durch diese Vorgabe soll sichergestellt werden, 
dass eine nennenswerte wirtschaftliche Verwässerung des Wertes der Aktien nicht 
eintritt. Das Gesetz enthält keine konkreten Vorgaben dazu, wann eine nicht 
wesentliche Unterschreitung des Börsenpreises vorliegt. Der Vorstand wird einen 
eventuellen Abschlag vom Börsenpreis der Aktie jedoch unter Beachtung der 
gesetzlichen Vorgaben nach den zum Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden 
Marktbedingungen und der konkreten Umstände des Einzelfalls möglichst niedrig 
bemessen.

Der anteilige Betrag des Grundkapitals der Gesellschaft, der auf die gemäß 
Buchstabe b) bb) der Ermächtigung erworbenen Aktien entfällt, darf gemeinsam mit 
dem anteiligen Betrag des Grundkapitals der Gesellschaft, der auf Aktien entfällt, (i) die 
während der Laufzeit der Ermächtigung im Rahmen einer Barkapitalerhöhung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG oder gemäß §§ 203 
Abs. 1 i. V. m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden oder (ii) in Bezug auf die 
aufgrund von Schuldverschreibungen oder Genussrechten mit Wandel- oder 
Optionsrechten, -pflichten oder Aktienlieferungsrechten, die während der Laufzeit 
dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 
i. V. m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG von der Gesellschaft oder deren nachgeordneten 
Konzernunternehmen ausgegeben werden, ein Options- oder Wandlungsrecht, eine 
Wandlungs- oder Optionspflicht oder zugunsten der Gesellschaft ein 
Aktienlieferungsrecht besteht, insgesamt nicht mehr als 20 % des Grundkapitals der 
Gesellschaft betragen. Maßgeblich ist dabei das Grundkapital zum Zeitpunkt der 
Beschlussfassung der Hauptversammlung über die Ermächtigung oder-falls geringer 
- zum jeweiligen Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung. Der Betrag von 20 % des 
Grundkapitals steht in Übereinstimmung mit der Anhebung des Höchstbetrags des 
sogenannten "vereinfachten" Bezugsrechtsausschlusses durch das 
Zukunftsfinanzierungsgesetz vom 11. Dezember 2023 von zuvor 10 % auf nunmehr 
20 % des Grundkapitals. Auch die betragsmäßige Beschränkung (von 20 % des 
Grundkapitals) dient dem Zweck, eine nennenswerte wirtschaftliche Verwässerung der 
Aktionäre zu vermeiden.

Der Vorstand soll die eigenen Aktien gemäß Buchstabe b) cc) der Ermächtigung ferner 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre zum Zwecke des - auch mittelbaren 
- Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 
Unternehmen oder zum Erwerb anderer Vermögensgegenstände verwenden können. 
Die Gesellschaft steht im Wettbewerb und muss daher in der Lage sein, an den 



Märkten im Interesse ihrer Aktionäre schnell und flexibel handeln zu können. Dazu 
gehört auch, kurzfristig Unternehmen oder Beteiligungen daran sowie andere 
Vermögensgegenstände zu erwerben. Durch Unternehmenszusammenschlüsse und - 
erwerbe sowie durch den Erwerb anderer Vermögensgegenstände kann die 
Gesellschaft ihre Marktposition in ihren Tätigkeitsfeldern absichern bzw. ausbauen, 
sich für die weitere Unternehmensentwicklung förderliche ergänzende oder zusätzliche 
Geschäftsbereiche erschließen oder die Voraussetzungen verbessern, um für die 
Unternehmensentwicklung nützliche oder sinnvolle Geschäftsbereiche auszubauen 
oder zu erschließen. Im Einzelfall kann sich ein Unternehmenszusammenschluss, der 
Erwerb eines Unternehmens, von Unternehmensteilen oder einer 
Unternehmensbeteiligung sowie der Erwerb anderer Vermögensgegenstände je nach 
den Umständen zudem nur dann als sinnvoll darstellen oder - zum Beispiel aufgrund 
entsprechender Forderungen der Gegenseite - nur dann realisieren lassen, wenn 
Aktien der Gesellschaft als (teilweise) Gegenleistung gewährt werden können. In der 
Praxis zeigt sich zudem, dass der erfolgreiche Abschluss eines Zusammenschlusses 
oder Erwerbs vielfach nur dann möglich ist, wenn eine kurzfristige und flexible 
Umsetzung des Zusammenschlusses oder Erwerbs sichergestellt ist. Können eigene 
Aktien nur unter Beachtung des Bezugsrechts der Aktionäre verwendet werden, 
besteht daher - auch wegen des damit verbundenen Zeitaufwands - das Risiko, dass 
die Gesellschaft attraktive Zusammenschlüsse und Erwerbe nicht wahrnehmen kann. 
Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien gegen 
Sachleistungen soll der Gesellschaft daher die Möglichkeit geben, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats Aktien der Gesellschaft zur Erfüllung von Ansprüchen aus der 
Vorbereitung, der Durchführung, dem Vollzug oder der Abwicklung von 
rechtsgeschäftlichen oder gesetzlichen Erwerbsvorgängen von Unternehmen, 
Beteiligungen daran oder von anderen Vermögensgegenständen schnell und flexibel 
anbieten zu können. Zu den anderen Vermögensgegenständen, die als Gegenleistung 
für eigene Aktien erworben werden können, gehören auch Forderungen, die gegen die 
Gesellschaft bestehen. Durch die Möglichkeit, solche Verbindlichkeiten nicht in bar, 
sondern gegen Übertragung eigener Aktien zu begleichen, wird die Gesellschaft in die 
Lage versetzt, ihre Liquidität zu schonen und ihre Finanzierungsstruktur zu verbessern. 
Ferner kann sie es der Gesellschaft erlauben, mit der Gegenseite im Einzelfall 
günstigere Konditionen bei der Erfüllung bestehender Verbindlichkeiten zu 
vereinbaren.

Der Vorstand wird im Einzelfall sorgfältig prüfen, ob von dem Ausschluss des 
Bezugsrechts Gebrauch gemacht werden soll. Er wird dies nur dann tun, wenn der 
konkrete Zusammenschluss oder Erwerb gegen Gewährung von Aktien der 
Gesellschaft als (teilweise) Gegenleistung - unter Berücksichtigung der jeweiligen 
Konditionen des Zusammenschlusses bzw. Erwerbs - im wohlverstandenen 
Unternehmensinteresse liegt und den Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
rechtfertigt. Der Vorstand wird in diesem Rahmen auch die Konditionen der 
Verwendung eigener Aktien der Gesellschaft, insbesondere den Preis, sorgfältig 
prüfen. Der Preis, zu dem die Aktien ausgegeben werden, hängt von dem jeweiligen 
Zeitpunkt und den Umständen des Einzelfalls ab. Der Vorstand wird dabei 
sicherstellen, dass der Preis das wohlverstandene Unternehmensinteresse und die 
Belange der Aktionäre angemessen wahrt. Zu diesem Zweck wird er den Börsenkurs 
der Aktie der Gesellschaft angemessen berücksichtigen und sich durch externe 
Expertise unterstützen lassen, soweit das im Einzelfall jeweils möglich und sinnvoll ist.



Ferner soll der Vorstand gemäß Buchstabe b) dd) des Beschlussvorschlags ermächtigt 
werden, eigene Aktien zur Erfüllung von Options- oder Wandlungsrechten oder 
-pflichten sowie von Aktienlieferungsrechten aus von der Gesellschaft oder von 
nachgeordneten Konzernunternehmen ausgegebenen Options- bzw. 
Wandlungsanleihen und -genussrechten oder einer Kombination dieser Instrumente zu 
verwenden. Die Ermächtigung schafft keine Grundlage für die Ausgabe von Options- 
bzw. Wandlungsanleihen und -genussrechten oder einer Kombination dieser 
Instrumente. Vielmehr erlaubt sie es nur dem Vorstand, Options- und Wandlungsrechte 
bzw. -pflichten sowie Aktienlieferungsrechte, die aufgrund anderweitiger 
Ermächtigungen ausgegeben werden, nicht durch Ausgabe neuer Aktien, sondern 
unter Verwendung eigener Aktien zu bedienen, wenn dies nach Prüfung durch 
Vorstand und Aufsichtsrat im Einzelfall im Interesse der Gesellschaft und damit ihrer 
Aktionäre liegt.

Darüber hinaus soll gemäß Buchstabe b) ee) der Ermächtigung die Möglichkeit 
bestehen, bei einer Veräußerung eigener Aktien an alle Aktionäre im Wege eines 
Angebots oder bei einer Kapitalerhöhung mit Bezugsrecht der Aktionäre den Inhabern 
oder Gläubigern von Wandel- oder Optionsanleihen oder -genussrechten 
Bezugsrechte auf die eigenen Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es diesen nach 
Ausübung ihres Wandlungs- oder Optionsrechts bzw. nach Erfüllung einer Wandlungs
oder Optionspflicht oder nach Erfüllung eines Aktienlieferungsrechts der Gesellschaft 
zustehen würde, und insofern das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. Das hat 
den Vorteil, dass der Options- bzw. Wandlungspreis für die bereits ausgegebenen 
Options- bzw. Wandlungspflichten und -rechte bzw. Aktienlieferungsrechte nicht 
ermäßigt zu werden braucht und dadurch insgesamt ein höherer Mittelzufluss 
ermöglicht wird.

Die Aktien sollen nach Buchstabe b) ff) der Ermächtigung ferner Mitarbeitern und 
Handelsvertretern zum Erwerb angeboten oder anderweitig übertragen werden 
können. Mitarbeiter sind dabei Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der 
Gesellschaft und/oder zu nachgeordneten Konzernunternehmen stehen oder standen. 
Handelsvertreter im Sinne der Ermächtigung sind Personen, die als „Einfirmen“- 
Handelsvertreter § 84 HGB ausschließlich für die Gesellschaft und/oder 
nachgeordnete Konzernunternehmen tätig sind oder waren („W&W-Handelsvertreter“/

In Bezug auf die Verwendung eigener Aktien zur Übertragung an Mitarbeiter entspricht 
Buchstabe b) ff) der Ermächtigung grundsätzlich §71 Abs. 1 Nr. 2 AktG, der den 
Erwerb eigener Aktien zu dem Zweck erlaubt, die Aktien Mitarbeitern (im vorstehenden 
Sinn) zum Erwerb anzubieten, ohne dass es hierfür eines 
Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Durch die Ermächtigung soll insofern 
klargestellt werden, dass auch die Aktien der Gesellschaft, die aufgrund der unter 
Ziffer 2 von Punkt 11 der Tagesordnung gemäß §71 Abs. 1 Nr. 8 AktG 
vorgeschlagenen Ermächtigung erworben worden sind, zu dem Zweck der 
Übertragung an Mitarbeiter verwendet werden können. Das gilt zudem insbesondere 
auch dann, wenn die Gesellschaft Mitarbeitern z. B. als Vergütungskomponente im 
Rahmen von Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen Bezugs- oder Optionsrechte auf 
Aktien der Gesellschaft gewährt; in diesem Fall können die Bezugs- oder Optionsrechte 
durch die erworbenen eigenen Aktien bedient werden.

Die Verwendung eigener Aktien für Mitarbeiter dient der Bindung der Mitarbeiter an die 
Gesellschaft sowie an den W&W-Konzern. Dadurch kann diese Art der Verwendung 



eigener Aktien ein geeignetes Mittel sein, die Motivation und die Leistungsbereitschaft 
der Mitarbeiter zu fördern und unerwünschte Abgänge von Mitarbeitern zu verhindern 
oder zumindest das Risiko solcher Abgänge zu reduzieren. Diese Gesichtspunkte 
gelten nicht nur in Bezug auf Personen, die im Zeitpunkt der Übertragung der eigenen 
Aktien Mitarbeiter sind. Vielmehr können sie auch in Bezug auf Personen zutreffen, die 
zu diesem Zeitpunkt ausgeschieden sind. So ist es z. B. denkbar, dass Mitarbeiter 
während des Bestehens ihres Arbeitsverhältnisses Zusagen über Aktien erhalten 
haben, diese jedoch erst nach ihrem Ausscheiden fällig werden. Die Möglichkeit, 
eigene Aktien auch in einem solchen Fall verwenden zu können, kann der Erhaltung 
oder Steigerung der Motivation oder Leistungsbereitschaft der betroffenen Mitarbeiter 
während der Dauer ihres Arbeitsverhältnisses, d. h. im Zeitraum bis zu ihrem 
Ausscheiden, dienen und ferner ihre Verbundenheit zur Gesellschaft und zum W&W- 
Konzern in der Zeit nach ihrem Ausscheiden fördern.

Die vorstehenden Gesichtspunkte gelten entsprechend für die W&W-Handelsvertreter. 
Diese stehen zwar nicht in einem Arbeitsverhältnis zur W&W oder nachgeordneten 
Konzernunternehmen, stellen jedoch einen wichtigen Eckpfeiler des Vertriebs des 
W&W-Konzerns dar und sind damit für den operativen Erfolg des W&W-Konzerns von 
erheblicher Bedeutung. Auch insofern liegt es daher aus Sicht des Vorstands im 
Unternehmensinteresse, eigene Aktien verwenden zu können, um die Motivation und 
die Leistungsbereitschaft der W&W-Handelsvertreter zu fördern, die Bindung der 
W&W-Handelsvertreter an die Gesellschaft und den W&W-Konzern zu stärken und 
unerwünschte Abgänge von W&W-Handelsvertretern zu verhindern oder zumindest 
das Risiko solcher Abgänge zu reduzieren.

Die Übertragung der erworbenen eigenen Aktien an die Mitarbeiter und W&W- 
Handelsvertreter kann mit oder ohne eine Gegenleistung erfolgen. Dabei entspricht es 
dem Zweck der Bindung der Mitarbeiter und W&W-Handelsvertreter, dass eine 
Übertragung nicht zum jeweils aktuellen Börsenkurs, sondern zu günstigeren 
Bedingungen erfolgt. Der Vorstand wird bei der Festsetzung der Konditionen und des 
Volumens jeweils prüfen, ob die Verwendung der eigenen Aktien zur Übertragung an 
Mitarbeiter und W&W-Handelsvertreter unter Berücksichtigung der verfolgten Ziele und 
der steuerlichen Rahmenbedingungen im Interesse des Unternehmens und damit der 
Aktionäre liegt.

Die Aktien sollen nach Buchstabe b) gg) der Ermächtigung schließlich zur 
Durchführung einer Aktiendividende {scrip dividend), bei der die Aktionäre nach ihrer 
Wahl (ganz oder teilweise) anstelle einer Bardividende eine Dividende in Form von 
Aktien der Gesellschaft erhalten, verwendet und zu diesem Zweck gegen (vollständige 
oder teilweise) Abtretung des Dividendenanspruchs übertragen werden können. Bei 
der Aktiendividende haben grundsätzlich alle Aktionäre die gleiche Möglichkeit, 
anstelle einer Bardividende Aktien der Gesellschaft zu erhalten; ein 
Bezugsrechtsausschluss ist insoweit nicht erforderlich. Bei der Durchführung einer 
Aktiendividende können sich jedoch Spitzenbeträge ergeben, in deren Höhe eine 
Aktiendividende nicht umsetzbar ist, sondern die Dividende in bar gezahlt werden 
muss. Für solche Spitzenbeträge soll ein Bezugsrechtsausschluss möglich sein. Ferner 
kann die Situation eintreten, dass eine Aktiendividende zum Teil unter Verwendung 
eigener Aktien und zum Teil durch Ausgabe neuer Aktien durchgeführt wird; für diesen 
Fall erlaubt es die Ermächtigung, vorsorglich das Recht der Aktionäre auf Bezug der 
eigenen Aktien auszuschließen. Ein Bezugsrechtsausschluss kann ferner sinnvoll sein, 
um die Aktiendividende zu flexibleren Bedingungen durchführen zu können. Das Recht 



jedes Aktionärs, anstelle einer Bardividende eine Aktiendividende zu wählen und die 
entsprechende Aktienanzahl als Dividende zu erhalten, bleibt davon unberührt.

Der Vorstand hält den Ausschluss des Bezugsrechts in den vorstehend dargestellten Fällen 
aus den dort genannten Gründen für sachlich gerechtfertigt und gegenüber den Aktionären für 
angemessen. Der Vorstand wird der Hauptversammlung jeweils über die Ausnutzung der 
Ermächtigung berichten.

Kornwestheim, im März 2024

Der Vorstand


